Deutscher Bundestag 
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Drucksache VI/568 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 24. März 1970 

III/l — 68070 - E — Ge 8/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Besoldungspolitik in den 

Europäischen Gemeinschaften 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Entwurf 
für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung Nr. 422/67/EWG, Nr. 5/67/EURATOM des Rates 
vom 25. Juli 1967 über die Regelung der Amtsbezüge für 
den Präsidenten und die Mitglieder der Kommission sowie 
für den Präsidenten, die Richter, die Generalanwälte und 
den Kanzler des Gerichtshofes. 

Dieser Entwurf ist vom Ratssekretariat ausgearbeitet worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Entwurf ist 
nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Entwurf durch den Rat 
ist zu rechnen. 

Dem Verordnungsentwurf lag eine Begründung nicht bei. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54 Telefon 6 35 51 
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Verordnung zur Änderung der Verordnung Nr. 422/67/EWG, 
Nr. 5/67/EURATOM des Rates vom 25. Juli 1967 über die 
Regelung der Amtsbezüge für den Präsidenten und die 
Mitglieder der Kommission sowie für den Präsidenten, 
die Richter, die Generalanwälte und den Kanzler des 
Gerichtshofes 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Einsetzung eines 
gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften 1 ), ins- 
besondere auf Artikel 6 r 

in der Erwägung, daß es dem Rat obliegt, die Ge- 
hälter, Vergütungen und Ruhegehälter für den Präsi- 
denten und die Mitglieder der Kommission und für 
den Präsidenten, die Richter, die Generalanwälte 
und den Kanzler des Gerichtshofes sowie alle als 
Bezüge anzusehenden Vergütungen festzusetzen - — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung Nr. 422/67/EWG, Nr. 5/67/EURA- 
TOM des Rates vom 25. Juli 1967 über die Regelung 
der Amtsbezüge für den Präsidenten und die Mit- 
glieder der Kommission sowie für den Präsidenten, 
die Richter, die Generalanwälte und den Kanzler des 
Gerichtshofes 2 ), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EURATOM, EGKS, EWG) Nr. 1442/69 3 ), wird 
wie folgt geändert: 

a) Artikel 2 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 2 

(1) Das Monatsgrundgehalt der Mitglieder der 
Kommission wird wie folgt festgesetzt: 

vom 1. Jan. 

1969 bis ab 1. Okt. 1969 
30. Sept. 1969 

Präsident 134 500 bfrs 144 350 bfrs 

Vize- 
präsident 121 800 bfrs 130 750 bfrs 

Kommissar 109 650 bfrs 117 700 bfrs 

(2) Das Monatsgrundgehalt der Mitglieder des 
Gerichtshofes wird wie folgt festgesetzt: 

vom 1. Jan. 

1969 bis ab 1. Okt. 1969 

30. Sept. 1969 

Präsident 134 500 bfrs 144 350 bfrs 

Richter oder 
General- 
anwalt 109 650 bfrs 117 700 bfrs 

Kanzler 98 450 bfrs 105 650 bfrs" | 


b) Artikel 3 wird mit Wirkung ab 1. Januar 1969 
wie folgt geändert: 

— Absatz 1 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 
,,b) die Zulage für unterhaltsberechtigte Kin- 
der in Höhe von 1484 bfrs monatlich für 
jedes Kind", 

— Absatz 3 Unterabsatz 2 zweiter Gedanken- 
strich erhält folgende Fassung: 

„ — für ein Kind von achtzehn bis sechsund- 
zwanzig Jahren, das sich in Schul- oder 
Berufsausbildung befindet." 

— Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Für jedes unterhaltsberechtigte Kind im 
Sinn von Absatz 3, das regelmäßig und 
vollzeitig eine Lehranstalt besucht, erhält 
das Mitglied der Kommission oder des 
Gerichtshofes außerdem eine Erziehungs- 
zulage in Höhe der ihm durch den Schul- 
besuch tatsächlich entstehenden Kosten 
bis zu einem monatlichen Höchstbetrag 
von 1325 bfrs. 

Der Anspruch auf die Zulage entsteht mit 
dem ersten Tag des Monats, in dem das 
Kind eine Grundschule zu besuchen be- 
ginnt, und erlischt mit dem Ende des 
Monats, in dem das Kind das sechsund- 
zwanzigste Lebensjahr vollendet." 

c) Artikel 4 Absätze 2 und 3 erhalten mit Wirkung 
ab 1. Oktober 1969 folgende Fassung: 

„ (2) Die Mitglieder der Kommission erhalten eine 
monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe 
von 

Präsident 24 990 bfrs 

Vize-Präsident 16 065 bfrs 

Kommissar 10 710 bfrs 

(3) Die Mitglieder des Gerichtshofes erhalten 
eine monatlich Aufwandsentschädigung in 
Höhe von 

Präsident 24 990 bfrs 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 152 
vom 13. Juli 1967, S. 2 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 187 
vom 8. August 1967, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 184 
vom 26. Juli 1969, S. 1 
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Richter oder Generalanwalt 10 710 bfrs 

Kanzler 9 765 bfrs 

Die Kammerpräsidenten erhalten ferner für 
die Dauer ihrer Amtszeit eine Dienstauf- 
wandsentschädigung in Höhe von 14 280 bfrs 
monatlich/ 1 

d) Artikel 6 Buchstabe c erhält mit Wirkung ab 
1. Januar 1970 folgende Fassung: 

,,c) ein Tagegeld in Höhe von 800 bfrs für jeden 
vollen Tag der Dienstreise; bei Reisen außer- 
halb Europas erhöht sich dieses Tagegeld 
auf 1500 bfrs." 

Artikel 2 

Die Versorgungsbezüge und Vergütungen, auf die 
entweder nach den Artikeln 7, 8, 9, 10, 15 und 20 
der Verordnung Nr. 422/67/EWG, Nr. 5/67/EURA- 


TOM, zuletzt geändert durch die Verordnung (EURA- 
TOM, EGKS, EWG) Nr. 1442/69, oder nach der Ent- 
scheidung des Rates vom 14. Oktober 1958 über die 
Regelung der Bezüge der Mitglieder des Gerichts- 
hofs der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl, in der Fassung der Entscheidung des Rates 
vom 29. Oktober 1969, ein Anspruch besteht, wer- 
den auf der Grundlage des Artikels 1 mit Wirkung 
von den in Artikel 1 festgelegten Zeitpunkten an 
geändert. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rates 



